
128 Gesetzblatt Teil II Nr. 16 — Ausgabetag: 19. Februar 1970

V.

Ausarbeitung und Bestätigung von Industriepreisen

§ 6

Ermittlung des Aufwandes 
zur Bildung von Grundpreisen

(1) Die Hersteller haben für neu- und weiterentwik- 
kelte Erzeugnisse auf der Grundlage von Kalkulationen 
gemäß dieser Anordnung Antrag auf Preisbestätigung 
bei dem zuständigen Preiskoordinierungsorgan zu stel­
len. Die Kalkulationen sind für Grundpreise und Ein­
führungszuschläge sowie deren Degression getrennt 
auszuarbeiten. Einzelheiten des Preisantragsverfahrens 
werden von den Preiskoordinierungsorganen geregelt.

(2) Bei der Kalkulation ist insbesondere zu beachten:

a) Die vom wirtschaftsleitenden bzw. Preiskoordinie­
rungsorgan festgelegten Bemessungsgrößen für die 
gesellschaftlich notwendigen produktiven Fonds — 
insbesondere hinsichtlich ihres Schichtauslastungs­
faktors — sind der Preiskalkulation zugrunde zu 
legen. Für die Zurechnung der eingesetzten pro­
duktiven Fonds gelten die industriezweigtypischen 
Festlegungen.

b) Bei neu- und weiterentwickelten Erzeugnissen, die 
mit neuer Technik bzw. nach neuen Technologien 
hergestellt werden, ist bei wesentlicher Änderung 
der Kostenstruktur die direkte Zuordnung von Ge­
meinkostenarten bei der Preiskalkulation anzu­
wenden. Insbesondere fallen darunter Abschrei­
bungen für Maschinen, Anlagen und Ausrüstun­
gen (gegebenenfalls auch Gebäude), Reparatur- 
und Wartungsaufwand für diese Maschinen und 
Anlagen u. ä.

c) Die zweckgebundene Zurechnung für die unter 
den Geltungsbereich dieser Anordnung fallenden 
Erzeugnisse ist verbindlich anzuwenden bei der 
Kalkulation von Sonderabschreibungen gemäß der 
Anordnung vom 4. September 1968 über die An­
wendung von Sonderabschreibungen und die Be­
handlung von Restbuchwerten aus Grundmitteln 
(GBl. II S. 799). Diese Abschreibungen sind für 
die Preiskalkulation linear anzusetzen.

d) Bei der Kalkulation von Gemeinkosten ist von be­
stehenden Festlegungen über die Normierung 
der Gemeinkosten auszugehen.

e) Der technologisch bedingte Abfall bzw. Anteil an 
Mindersorten entsprechend der Wahlsortierung bei 
nach neuen Technologien hergestellten Erzeugnis­
sen ist innerhalb der Kooperationskette zu ermit­
teln und grundsätzlich nach dem Verursachungs­
prinzip zu kalkulieren. Ausnahmen bedürfen der 
Vereinbarung zwischen den Kooperationspartnern 
und deren Preiskoordinierungsorganen.

§7

Ermittlung von Relationsprciscn

(1) Für neu- und weiterentwickelte Erzeugnisse sind 
grundsätzlich Relationspreise unter Berücksichtigung 
des § 23 und des § 28 Abs. 2 der Anordnung vom 13. De­
zember 1966 über die Kalkulationsrichtlinie zur Bil­

dung von Industriepreisen für Erzeugnisse und Leistun­
gen der volkseigenen Betriebe bzw. des § 28 und des 
§ 32 Abs. 2 der Anordnung vom 13. Dezember 1906 über 
die Kalkulationsrichtlinie zur Bildung von Industrie­
preisen für Erzeugnisse und Leistungen der Betriebe 
mit staatlicher Beteiligung, der privaten Industrie-, 
Bau-, Dienstleistungs- und Verkehrsbetriebe — auf der 
Grundlage von Festlegungen der Preiskoordinierungs­
organe in den speziellen Kalkulationsrichtlinien — zu 
bilden. Dabei müssen in der Regel
— die Selbstkosten für neu- oder weiterentwickelte Er­

zeugnisse gegenüber abzulösenden bzw. vergleichba­
ren Erzeugnissen — insbesondere bei neuen Tech­
nologien — gesenkt werden, auf gleiche Gebrauchs­
wertparameter bezogen

— die Gebrauchseigenschaften neu- oder weiterentwik- 
kelter Erzeugnisse entsprechend erhöht werden, so­
fern höhere Industriepreise beansprucht werden

— bei für den Export vorgesehenen Erzeugnissen die 
ökonomischen Nutzensberechnungen eine Verbesse­
rung der Exportrentabilität im Verhältnis zu expor­
tierten vergleichbaren Erzeugnissen ausweisen.

(2) Werden neue Preisnormative gebildet, ist zu be­
reits bestehenden Preisnormativen sachlich und inhalt­
lich eine exakte Abgrenzung zu gewährleisten.

(3) Die Relationspreise sind der Kalkulation der be­
trieblichen Kosten gemäß §§ 4 und 6 gegenüberzustellen. 
Die Differenz ist der zusätzliche Gewinn aus Rela­
tionspreisbildung.

(4) Die Preiskoordinierungsorgane haben in ihren 
speziellen Kalkulationsrichtlinien die zweigtypischen 
Methoden der Relationspreisbildung festzulegen.

§ 8
Ermittlung und Behandlung von 

Einführungszuschlägen

(1) Einführungszuschläge gemäß § 4 Abs. 3 sind unter 
Anwendung strenger Maßstäbe nur in ökonomisch be­
gründeten Fällen, z. B. bei Einführung neuer technischer 
und technologischer Bedingungen und Verfahren, an­
zuwenden. Ihre Anwendung ist im Prinzip auf maxi­
mal 2 Jahre zu befristen. Die Leiter der Preiskoordi­
nierungsorgane können in Ausnahmefällen eine Frist 
bis zu 3 Jahren festlegen, wenn das ökonomisch ge­
rechtfertigt ist, z. B. infolge des planmäßigen Investi­
tionsverlaufes für neue Kapazitäten. Die Einführungs­
zuschläge sind innerhalb der festgelegten Frist zu ver­
rechnen bzw. entsprechend den Produktionsbedingun­
gen degressiv zu staffeln.

(2) Die Ermittlung von Produktionsumstellungs- und 
-anlaufkosten der Hersteller infolge nicht voller (opti­
maler) Kapazitätsausnutzung erfolgt gemäß § 4 Abs. 3 
nach der Formel
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* Anwendung der Symbole:
= Kalkulationselemente konstante Kosten 

je Mengeneinheit
*= Produktionsmenge während der Anlauf­

phase (etappenweise steigend)
= Produktionsmenge bei voller (optima­

ler) Kapazitätsauslastung
*= Einführungszuschlag je Mengeneinheit
«= letzte Etappe der Anlaufphase

к

4l • • • n—1 

«In

el • • • n—1


